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Gericht 

Asylgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

12.01.2010 

Geschäftszahl 

E11 256993-0/2008 

Spruch 

E11 256.993-0/2008-15E 
 

IM NAMEN DER REPUBLIK 
 

Der Asylgerichtshof hat durch den Richter Dr. KINZLBAUER, LL.M als Vorsitzenden und der Richterin Dr. 
ZOPF als Beisitzerin über die Beschwerde des XXXX, StA. Armenien, gegen den Bescheid des 
Bundesasylamtes vom 12.01.2005, FZ. 04 18.260-BAG, in nicht öffentlicher Sitzung zu Recht erkannt: 
 

Der Beschwerde wird hinsichtlich Spruchpunkt III. stattgegeben und die Ausweisung ersatzlos behoben. 

Text 

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e : 
 

Verfahrensgang 
 

Der Beschwerdeführer (BF), ein armenischer Staatsangehöriger, gelangte am 30.04.2004 zusammen mit seiner 
Mutter und seinem Bruder XXXX nach Österreich. Er brachte am 09.09.2004 beim Bundesasylamt (BAA) einen 
Asylantrag ein. 
 

Mit Bescheid des Bundesasylamtes vom 12.01.2005, Zahl: 04 18.260-BAG, wurde unter Spruchteil I. der 
Asylantrag vom 09.09.2004 gem. § 7 AsylG abgewiesen und unter Spruchteil II. die Zurückweisung, 
Zurückschiebung oder Abschiebung des Asylwerbers nach Armenien gem. § 8 AsylG für zulässig erklärt. In 
Spruchpunkt III. wurde der Asylwerber aus dem österreichischen Bundesgebiet ausgewiesen. 
 

Die Berufung des BF gegen den Bescheid des BAA wurde mit Bescheid des UBAS vom 06.06.2005, Zahl: 
256.993/0-VIII/22/05, abgewiesen. 
 

Mit Erkenntnis des VwGH vom 11.06.2008, Zl. 2006/19/0588-10, wurde der angefochtene Bescheid insoweit, 
als der BF damit gem. § 8 Abs. 2 AsylG aus dem österreichischen Bundesgebiet ausgewiesen wurde, wegen 
Rechtswidrigkeit seines Inhaltes behoben. Bezüglich der übrigen Spruchpunkte wurde die Behandlung der 
Beschwerde abgelehnt. 
 

II. DER ASYLGERICHTSHOF HAT ERWOGEN: 
 

I. Ergebnisse des Ermittlungsverfahrens 
 

Zur Feststellung des für die Entscheidung maßgeblichen Sachverhaltes wurde im Rahmen des 
Ermittlungsverfahrens durch Einsicht in den dem Asylgerichtshof vorliegenden Verwaltungsverfahrensakt 
Beweis erhoben. 
 

Der Verfahrensgang ergibt sich aus dem der Berufungsbehörde vorliegenden Verwaltungsakt des 
Beschwerdeführers. 
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Rechtliche Beurteilung 
 

Grundlagen 
 

Gemäß § 61 Abs. 1 Z 1 AsylG 2005, BGBl. I Nr. 100/2005 idF BGBl. I Nr. 29/2009 entscheidet der 
Asylgerichtshof, soweit nicht in Abs. 3 leg. cit. eine Einzelrichterzuständigkeit vorgesehen ist, über 
Beschwerden gegen Bescheide des Bundesasylamtes in Senaten. 
 

Gemäß § 23 Bundesgesetz über den Asylgerichtshof (AsylGHG), BGBl. I Nr. 4/2008 idF BGBl. I Nr. 147/2008, 
sind, soweit sich aus dem Asylgesetz 2005 (AsylG 2005), BGBl. I Nr. 100, nicht anderes ergibt, auf das 
Verfahren vor dem Asylgerichtshof die Bestimmungen des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 
(AVG), BGBl. Nr. 51, mit der Maßgabe sinngemäß anzuwenden, dass an die Stelle des Begriffs "Berufung" der 
Begriff "Beschwerde" tritt. 
 

Gemäß § 66 Abs. 4 AVG hat die Berufungsbehörde - außer dem in Abs. 2 erwähnten Fall -, sofern die Berufung 
nicht als unzulässig oder verspätet zurückzuweisen ist, immer in der Sache selbst zu entscheiden. Sie ist 
berechtigt, sowohl im Spruch als auch hinsichtlich der Begründung (§ 60) ihre Anschauung an die Stelle jener 
der Unterbehörde zu setzen und demgemäß den angefochtenen Bescheid nach jeder Richtung abzuändern. 
 

Aufhebung der Ausweisung des BAA 
 

Gemäß § 8 Abs. 2 AsylG hat die Behörde, wenn ein Asylantrag abzuweisen ist und die Überprüfung gemäß Abs. 
1 ergeben hat, dass die Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung der Fremden in den Herkunftsstaat 
zulässig ist, diesen Bescheid mit der Ausweisung zu verbinden. 
 

Bei einer Ausweisungsentscheidung nach § 8 Abs. 2 AsylG ist Art. 8 EMRK zu beachten (VfGH 15.10.2004, G 
237/03). 
 

Gemäß Artikel 8 EMRK hat jedermann Anspruch auf Achtung seines Privat- und Familienlebens, seiner 
Wohnung und seines Briefverkehrs. 
 

Gemäß Art. 8 Abs. 2 EMRK ist der Eingriff einer öffentlichen Behörde in die Ausübung dieses Rechts nur 
statthaft, insoweit dieser Eingriff gesetzlich vorgesehen ist und eine Maßnahme darstellt, die in einer 
demokratischen Gesellschaft für die nationale Sicherheit, die öffentliche Ruhe und Ordnung, das wirtschaftliche 
Wohl des Landes, die Verteidigung der Ordnung und zur Verhinderung von strafbaren Handlungen, zum Schutz 
der Gesundheit und der Moral oder zum Schutz der Rechte und Freiheiten anderer notwendig ist. 
 

Das Recht auf Achtung des Familienlebens iSd Art. 8 EMRK schützt das Zusammenleben der Familie. Es 
umfasst jedenfalls alle durch Blutsverwandtschaft, Eheschließung oder Adoption verbundenen 
Familienmitglieder, die effektiv zusammenleben; das Verhältnis zwischen Eltern und minderjährigen Kindern 
auch dann, wenn es kein Zusammenleben gibt (EGMR 27.10.1994 Kroon ua. / NL, VfGH 28.06.2003, G 78/00). 
Der Begriff des Familienlebens ist nicht auf Familien beschränkt, die sich auf eine Heirat gründen, sondern 
schließt auch andere de facto Beziehungen ein; maßgebend ist beispielsweise das Zusammenleben eines Paares, 
die Dauer der Beziehung, die Demonstration der Verbundenheit durch gemeinsame Kinder oder auf andere 
Weise (EGMR 13.06.1979, Marckx / B; 22.04.1997, X. Y. und Z. / GB). 
 

Der Begriff des "Familienlebens" in Art. 8 EMRK umfasst nicht nur die Kleinfamilie von Eltern und 
(minderjährigen) Kindern und Ehegatten, sondern auch entferntere verwandtschaftliche Beziehungen, sofern 
diese Beziehungen eine gewisse Intensität erreichen (vgl. VwGH 21.01.2006, 2002/20/0423). Als Kriterien 
hiefür kommen etwa das Vorliegen eines gemeinsamen Haushalts oder die Gewährung von Unterhaltsleistungen 
in Betracht. Eine generelle Aussage, bis zu welchem Verwandtschaftsgrad der grundrechtliche Schutz reicht, 
lässt sich - soweit ersichtlich - der Straßburger Rechtsprechung nicht entnehmen. Bereits anerkannt wurde in der 
bisherigen Spruchpraxis das Verhältnis zwischen Enkel und Großeltern, geschwisterliche Beziehungen sowie die 
Beziehung zwischen Onkel bzw Tante zu Neffen bzw Nichten." (Baumgartner, ÖJZ 1998, 761ff mit 
Judikaturnachweisen). Das Kriterium einer gewissen Beziehungsintensität wurde von der Kommission auch für 
die Beziehung zwischen Eltern und erwachsenen Kindern gefordert (EKMR 06.10.1981, B 9202/80, EuGRZ 
1983, 215). 
 

Nach der Rechtssprechung des EGMR (vgl. aktuell Sisojeva u.a. / LV, 16.06.2005, Bsw. Nr. 60.654/00) 
garantiert die Konvention Ausländern kein Recht auf Einreise und Aufenthalt in einem bestimmten Staat. Unter 
gewissen Umständen kann jedoch eine vom Staat getroffene Ausweisungsentscheidung auch in das nach Artikel 
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8 EMRK geschützte Privatleben eines Fremden eingreifen. Dies beispielsweise dann, wenn ein Fremder den 
größten Teil seines Lebens in einem Gastland zugebracht (EGMR Urteil 16.06.2005, Sisojeva u.a. . LV) oder 
besonders ausgeprägte soziale oder wirtschaftliche Bindungen im Aufenthaltsstaat vorliegen, die sogar jene zum 
eigentlichen Herkunftsstaat an Intensität deutlich übersteigen (EGMR 30.11.1999 Baghli / F; VfSlg 
10.737/1985; VfSlg 13.660/1993). 
 

Bei der vorzunehmenden Interessensabwägung ist zwar nicht ausschlaggebend, ob der Aufenthalt des Fremden 
zumindest vorübergehend rechtmäßig war (EGMR 16.09.2004, Ghiban / BRD; 07.10.2004, Dragan / BRD; 
16.06.2005, Sisojeva u.a. / LV), bei der Abwägung jedoch in Betracht zu ziehen (vgl. VfGH 17.03.2005, G 
78/04; EGMR 08.04.2008, Nnyazi / GB). Eine langjährige Integration ist zu relativieren, wenn der Aufenthalt 
auf rechtsmissbräuchlichem Verhalten, insbesondere etwa die Vortäuschung eines Asylgrundes (vgl VwGH 
2.10.1996, 95/21/0169), zurückzuführen ist (VwGH 20.12.2007, 2006/21/0168). Darüber hinaus sind auch noch 
Faktoren wie etwa Aufenthaltsdauer, das tatsächliche Bestehen eines Familienlebens und dessen Intensität, 
sowie der Grad der Integration welcher sich durch Intensität der Bindungen zu Verwandten und Freunden, 
Selbsterhaltungsfähigkeit, Schulausbildung bzw. Berufsausbildung, Teilnahme am sozialen Leben, 
Beschäftigung manifestiert, aber auch die Bindungen zum Herkunftsstaat, die strafgerichtliche Unbescholtenheit, 
Verstöße gegen das Einwanderungsrecht und Erfordernisse der öffentlichen Ordnung sowie die Frage, ob das 
Privat- und Familienleben in einem Zeitpunkt entstand, in dem sich die Beteiligten ihres unsicheren 
Aufenthaltsstatus bewusst waren, bei der Abwägung in Betracht zu ziehen (VfGH 29.09.2007, B1150/07 unter 
Hinweis und Zitierung der EGMR-Judikatur). 
 

Eine Maßnahme ist dann in einer demokratischen Gesellschaft notwendig, wenn sie einem dringenden sozialen 
Bedürfnis entspricht und zum verfolgten legitimen Ziel verhältnismäßig ist. Die Schaffung eines 
Ordnungssystems, mit dem die Einreise und der Aufenthalt von Fremden geregelt werden, ist im Lichte der 
Entwicklungen auf europäischer Ebene notwendig, weshalb dem öffentlichen Interesse an der Einhaltung der die 
Einreise und den Aufenthalt von Fremden regelnden Bestimmungen im Interesse des Schutzes der öffentlichen 
Ordnung iSd Art. 8 Abs. 2 EMRK daher ein hoher Stellenwert zukommt (vgl. EGMR 18.02.1991, Moustaquim / 
B; VfGH 29.9.2007, B 328/07). 
 

Die Abwägung der betroffenen Rechtsgüter bei der Prüfung der Notwendigkeit und Verhältnismäßigkeit des 
staatlichen Eingriffes ist immer auf die besonderen Umstände des Einzelfalls im Detail abzustellen. Eine 
Ausweisung hat daher immer dann zu unterbleiben, wenn ihre Auswirkungen auf die Lebenssituation des 
Fremden und seiner Familie schwerer wiegen würden als die nachteiligen Folgen der Abstandnahme von ihrer 
Erlassung. 
 

Hinsichtlich der Ausweisungsentscheidung des erstinstanzlichen Bescheides ist auf das Erkenntnis des VwGH 
vom 12.12.2007, Zahl: 

2007/19/1054-7 (auch Zl. 2007/01/1060-1062 v. 31.01.08 und Zl. 2007/20/0086 - 0089-12 v. 29.02.08), zu 
verweisen, wonach mit der Asylgesetznovelle 2003 das im Asylgesetz 1997 vorgesehene System der 
Asylerstreckung, durch das sogenannte "Familienverfahren" abgelöst wurde. Wie sich daraus ablesen lässt, 
wollte der Gesetzgeber mit der Einführung des Familienverfahrens die Familieneinheit im Vergleich zur 
früheren Rechtslage in der Weise stärken, dass allen Angehörigen einer "Kernfamilie" iSd § 1 Z 6 AsylG im 
Asylverfahren die gleiche Rechtsstellung zukommt. Damit sollte verhindert werden, dass es durch verschiedene 
rechtliche Behandlung einzelner Familienmitglieder entgegen dem in Art. 8 EMRK festgelegten Gebot der 
Achtung des Familienlebens zur Trennung von Familien kommen kann. 
 

Im Sinne der Wahrung der Familieneinheit wird durch § 44 Abs. 3 AsylG sicher gestellt , dass das BAA nach 
dem 30. April 2004 in Fällen, in denen Asylanträge von Mitgliedern einer Familie zum Teil nach dem 
Inkrafttreten der Novelle 2003 gestellt wurden, auch im Hinblick auf die Ausweisung einheitlich entscheiden 
kann. Hat das BAA jedoch für einzelne Familienmitglieder (mangels Zuständigkeit nach der Rechtslage vor der 
Asylgesetznovelle 2003) keine Ausweisung verfügt, so ist es dem Unabhängigen Bundesasylsenat [jetzt 
AsylGH] verwehrt, für diese Angehörigen Ausweisungen "nachzutragen", um die Rechtsposition der Familie zu 
vereinheitlichen. In derartigen Fällen haben über die Ausweisung die Fremdenbehörden zu entscheiden. 
 

Für Fälle, in denen einzelne Mitglieder einer Kernfamilie nach der dargestellten Rechtslage von den 
Asylbehörden, andere aber von den Fremdenbehörden auszuweisen wären, hat der Gesetzgeber weder 
Vorkehrungen für ein koordiniertes Vorgehen noch für eine einheitliche Ausweisungsentscheidung getroffen. 
Auch § 38 AVG bietet dafür keine Lösung. 
 

Der Beschwerdeführer befindet sich seit 2004 in Österreich. Er reiste mit seiner Mutter und seinem Bruder 
XXXX von Armenien nach Österreich, wo sich bereits der Vater der beiden Kinder und Gatte der Mutter seit 
2002 aufhält. 
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Im vorliegenden Fall lebt der BF mit den Eltern (Zl. E11 240.641-0/2008 und E11 256.992-0/2008) und dem 
Bruder (Zl. E11 248.479-0/2008) in Österreich im Familienverband. Der BF war zum Antragszeitpunkt ein 
minderjähriges Kind eines Asylwerbers und daher Angehöriger der Kernfamilie iSd. § 1 Z 6 AsylG 1997. Da 
hinsichtlich des Verfahrens des Vaters des BF keine Ausweisungsentscheidung vorliegt, da dessen Asylantrag 
vor der Asylgesetznovelle 2003 gestellt wurde, erscheint es daher möglich, dass der BF und dessen Mutter sowie 
sein Bruder aufgrund der asylrechtlichen Ausweisung das Bundesgebiet ohne den Vater und Gatten zu verlassen 
haben. Ein solches Ergebnis, das zu einer Trennung der Kernfamilie führen würde, widerspräche den oben 
dargestellten Intentionen des Gesetzgebers bei Einführung des Familienverfahrens und wäre ein Eingriff in das 
durch Art. 8 EMRK geschützte Recht auf Familienleben, für den - auch unter Berücksichtigung der öffentlichen 
Interessen - keine Rechtfertigung zu erkennen ist. 
 

Um das vom Gesetzgeber intendierte und verfassungsrechtlich gebotene Ergebnis zu erzielen, hat eine 
Ausweisung durch die Asylbehörden daher in einem Fall wie dem vorliegenden zu unterbleiben. 
 

Durch den so zu erreichenden rechtskräftigen Abschluss des Asylverfahrens ist der BF kein "Asylwerber" (im 
Sinne des hier noch anzuwendenden § 1 Z 3 AsylG) mehr, sondern fällt als "Fremder" in die Zuständigkeiten der 
Fremdenbehörden, welche damit in die Lage versetzt sind, über die Zulässigkeit der Ausweisung aller 
Familienmitglieder gemeinsam zu entscheiden. 
 

In diesem Sinne ist spruchgemäß zu entscheiden. 


